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Rechtliche Beratung nach § 7 Abs. 4 BeirOG zur Grun dsanierung der Bürgermeister-Spitta-
Allee 
Ihr Schreiben vom 2. Mai 2017 

 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Mathes, 

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 2. Mai 2017, in dem Sie den Senator für Justiz und Verfas-

sung um rechtliche Beratung des Beirats Schwachhausen gem. § 7 Abs. 4 BeirOG baten. 

 

Zunächst einmal möchte ich Ihnen für die umfassende und verständliche Darstellung des Sachver-

halts und der von den Beteiligten vertretenen Standpunkte danken. Dies erleichtert eine fundierte 

Beratung ungemein. 

 

Die Beratung soll sich nach Ihrem o.g. Schreiben auf die Frage beziehen, „ob es sich bei der geplan-

ten Grundsanierung der Bürgermeister-Spitta-Allee um eine verkehrslenkende bzw. verkehrsbe-

schränkende Maßnahme nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 handelt und das Entscheidungsrecht des Beirats 

somit in unzulässiger Weise eingeschränkt worden ist.“ Dem beigefügten Beiratsbeschluss vom 27. 

April 2017 war ergänzend zu entnehmen, dass sich die Einwände des Beirats nicht (mehr) auf die 

Grundsanierung der Bürgermeister-Spitta-Allee als solche beziehen, sondern lediglich gegen den 

Rückbau von zwei Fahrspuren auf eine Fahrspur pro Richtung im Abschnitt zwischen der August-
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Bebel-Allee und der Schwachhauser Heerstraße. Daher verstehe ich die Frage, zu der ich den Bei-

rat beraten soll, wie folgt: 

 

„Ist der Rückbau der Bürgermeister-Spitta-Allee auf je eine Fahrspur pro Fahrtrichtung zwischen Au-

gust-Bebel-Allee und Schwachhauser Heerstraße eine stadtteilbezogene verkehrslenkende, ver-

kehrsbeschränkende oder verkehrsberuhigende Maßnahme im Sinne von § 10 Abs. 1 Nr. 3 Bei-

rOG?“ 

 

Um diese Frage zu bejahen, müsste der Rückbau die folgenden drei Tatbestandsmerkmal kumulativ 

erfüllen: Er müsste (1) eine „Maßnahme“ sein, (2) verkehrslenkend, verkehrsbeschränkend oder 

verkehrsberuhigend wirken und (3) stadtteilbezogen sein (vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG).  

Außerdem dürften (4) Landes-, Bundes- und Europarecht einer Entscheidungskompetenz des Bei-

rats über die Maßnahme nicht entgegenstehen (vgl. § 5 Abs. 4 Satz 1 BeirOG). 

 

1.) Ist der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren je Richtung auf eine Fahrspur je Richtung ei-

ne „Maßnahme“? 

 

Ob der Rückbau einer Straße eine „Maßnahme“ ist, ist deswegen diskussionswürdig, weil das Bei-

rOG mit „Maßnahmen“ möglicherweise nur Anordnungen meint, die den Verkehrsteilnehmern recht-

liche Gebote oder Verbote auferlegen, nicht aber den rein faktischen Rückbau einer Straße.  

 

Für einen solchen engen „Maßnahmebegriff“ könnte die Begründung zu § 10 BeirOG sprechen, in 

der von „den Befugnissen der Straßenverkehrsbehörde als Ortspolizeibehörde“ die Rede ist (Bür-

gerschafts-Drs. 17/366 S, S. 19). Ortspolizeibehörden handeln nämlich vorwiegend durch den Erlass 

von Verfügungen und Verordnungen – also durch rechtliche Ge- und Verbote. Auch die Anwen-

dungsbeispiele für § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG, die die hierzu ergangene Richtlinie des Senators für 

Umwelt, Bau und Verkehr sowie der Senatskanzlei aufzählt, sind (jedenfalls ganz überwiegend) 

rechtliche Anordnungen (z.B. Parkregelungen, Einrichtung von Tempo-30-Zonen). Die Richtlinie hat 

als bloße Verwaltungsvorschrift jedoch keine unmittelbaren Rechtswirkungen nach außen (vgl. 

Külpmann, in: Fischer-Lescano u.a., Kommentar zur BremLVerf (2016), Art. 124 Rn. 18). Entschei-

dend für das Rechtsverhältnis zwischen Beirat und Straßenverkehrs- bzw. Straßenbaubehörde ist 

daher nicht der Inhalt der Richtlinie, sondern der Inhalt des Beiräteortsgesetzes, der nach den aner-

kannten juristischen Auslegungsmethoden zu bestimmen ist.  

 

Bei einer solchen Auslegung spricht vieles gegen eine Verengung des Maßnahmebegriffs auf die 

Anordnung rechtlicher Ge- und Verbote. Schon die Straßenverkehrsordnung (StVO) benutzt den 

Begriff „Maßnahme“ in einem weiteren Sinne: Er wird teilweise verwendet, um rechtliche Anordnun-
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gen zu bezeichnen, teilweise aber auch für rein tatsächliche, insbesondere bauliche Veränderungen 

der Straße (so insbesondere in § 45 Abs. 7 StVO). Derselbe Befund ergibt sich aus dem Landes-

straßengesetz: So werden in § 7 Abs. 4 i.V.m. § 5 Abs. 4 BremLStrG Vorgänge wie die Verbreite-

rung, Begradigung, Verlegung oder Ergänzung einer Straße als „Maßnahmen“ bezeichnet; die Über-

schrift zu § 20 BremLStrG benutzt den Begriff „Maßnahme“ für die Herstellung und den Ausbau ei-

ner Straße. Auch in der straßenverkehrsrechtlichen Literatur und Rechtsprechung werden bauliche 

Veränderungen wie z.B. die Anbringung von Fahrbahnschwellen oder Pollern, unter den Begriff 

„Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung“ gefasst (vgl. Heß, in: Burmann/ Heß/ Hühnermann/ Jahnke/ 

Janker, Straßenverkehrsrecht, 24. Aufl. 2016, § 45 StVO Rn. 12a). Gegen eine Verengung des 

Maßnahmenbegriffs auf rechtliche Anordnungen spricht des Weiteren der Sinn und Zweck des Bei-

räteortsgesetzes: Das Beiräteortsgesetz bezweckt eine Einbindung der Beiräte in „die örtlichen An-

gelegenheiten von öffentlichem Interesse“ (§ 5 Abs. 1 BeirOG); es soll „mehr Bürgernähe für stadt-

eilbezogene Entscheidungen“ sicherstellen (so Bürgerschafts-Drs. 17/366 S, S. 14). Bauliche Ver-

änderungen einer Straße können die Interessen der Bürgerinnen und Bürger eines Stadtteils in glei-

cher Weise wie oder sogar noch stärker als verkehrsrechtliche Anordnungen betreffen.  

 

Daher dürften die besseren Argumente dafür sprechen, dass der Rückbau einer Straße von zwei 

Fahrspuren je Richtung auf eine Fahrspur je Richtung eine „Maßnahme“ ist. 

 

2.) Wirkt der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren je Richtung auf eine Fahrspur je Richtung 

verkehrslenkend, verkehrsbeschränkend bzw. verkehrsberuhigend? 

 

Dass der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren je Richtung auf eine Fahrspur je Richtung ver-

kehrsbeschränkend bzw. verkehrsberuhigend wirkt, dürfte unproblematisch zu bejahen sein. Durch 

den Rückbau verringert sich die Fläche, die dem fließenden Verkehr zu Verfügung steht.  

 

3.) Unter welchen Umständen ist der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren je Richtung auf ei-

ne Fahrspur je Richtung „stadtteilbezogen“? 

 

Klärungsbedürftig ist, wann der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren je Richtung auf eine 

Fahrspur je Richtung „stadtteilbezogen“ ist. Weder die Begründung zum BeirOG (Bürgerschafts-Drs. 

17/366 S) noch die bisher ergangene Rechtsprechung der Verwaltungsgerichtsbarkeit des Landes 

Bremen hat sich zu dieser Frage geäußert. Sie muss daher anhand allgemeiner juristischer Ausle-

gungsmethoden und unter Heranziehung von Rechtsprechung aus benachbarten Rechtsgebieten 

beantwortet werden. Auch hier ist die Richtlinie zu § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG nicht entscheidend, da 

es sich bei ihr nur um eine Verwaltungsvorschrift handelt, die Rechte der Beiräte weder über das 

Beiräteortsgesetz hinaus begründen noch dahinter einschränken kann (vgl. die Nachweise oben un-



4 
 

ter Ziff. 1). Das bedeutet aber nicht, dass die Richtlinie nicht sinnvolle Indizien dafür nennen kann, 

wann eine Maßnahme stadtteilbezogen ist und wann nicht.  

 

Für die Einordnung einer Straße als „stadtteilbezogen“ liegt es nahe, in Anlehnung an die Recht-

sprechung zur Einstufung von Straßen im Ausbaubeitragsrecht auf die Funktion der Straße im Ge-

samtverkehrsnetz der Gemeinde abzustellen (vgl. insofern zum Straßenausbaubeitragsrecht VG Lü-

neburg, Urteil vom 23. Juni 2010 – 3 A 213/07 –, Rn. 34, juris). Entscheidend ist, ob sie überwie-

gend dazu dient, stadtteilbezogenen Verkehr aufzunehmen, oder ob sie überwiegend zur Aufnahme 

von stadtteilübergreifendem Verkehr bestimmt ist (vgl. entsprechend zum Straßenausbaubeitrags-

recht OVG Lüneburg, Urteil vom 09. August 2016 – 9 LC 29/15 –, Rn. 50, juris). In eine ähnliche 

Richtung geht auch die Richtlinie des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr und der Senatskanzlei, 

wenn sie davon spricht, dass bei einer stadtteilbezogenen Maßnahme „die verkehrlichen Auswirkun-

gen überwiegend innerhalb dieses Beiratsgebiets zu erwarten sind.“ 

 

„Stadtteilbezogener Verkehr“ ist dabei – in Anlehnung an die im Straßenausbaubeitragsrecht etab-

lierte Unterscheidung zwischen innerörtlichem Verkehr und Durchgangsverkehr – zu verstehen als 

Verkehr, der seinen Ausgangspunkt und/ oder sein Ziel im Stadtteil hat, während ein stadtteilüber-

greifender Verkehr ein Verkehr ist, der von außerhalb des Stadtteils kommt, durch den Stadtteil hin-

durch verläuft und ein Ziel außerhalb des Stadtteils ansteuert (vgl. insoweit zum Ausbaubeitrags-

recht VG Lüneburg, Urteil vom 23. Juni 2010 – 3 A 213/07 –, Rn. 35, juris; ähnl. auch OVG Lüne-

burg, Urteil vom 09. August 2016 – 9 LC 29/15 –, Rn. 49, juris).  

 

Um zu bestimmen, ob die Straße überwiegend zur Aufnahme stadtteilbezogenen Verkehrs oder 

überwiegend zur Aufnahme nicht stadtteilbezogenen Verkehrs bestimmt ist, kommt es insbesondere 

auf die gemeindliche Verkehrsplanung, die Lage der Straße im Gesamtverkehrsnetz, ihren Ausbau-

zustand, die straßenverkehrsrechtliche Einordnung und die tatsächlichen Verkehrsverhältnisse an 

(vgl. entsprechend zum Ausbaubeitragsrecht VG Arnsberg, Urteil vom 14. Mai 2009 – 7 K 358/08 –, 

Rn. 30, juris; OVG Lüneburg, Urteil vom 09. August 2016 – 9 LC 29/15 –, Rn. 49, juris; VG Lüne-

burg, Urteil vom 23. Juni 2010 – 3 A 213/07 –, Rn. 34, juris; VGH Kassel, Urteil vom 30. September 

2014 – 5 A 1967/13 –, Rn. 25, juris). Die in der Richtlinie des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr 

und der Senatskanzlei genannten Anhaltspunkte (Zugehörigkeit zum Vorbehaltsnetz, ÖPNV-Netz, 

LKW-Führungsnetz oder Radroutennetz) decken einen Teil dieser Kriterien ab. Dass die Bürger-

meister-Spitta-Allee laut Schreiben des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr vom 27. Februar 

2017 drei von vier in der Richtlinie genannten Anhaltspunkten (Vorbehaltsnetz, ÖPNV-Netz, Radrou-

tennetz) erfüllt, spricht daher in der Tat für eine stadtteilübergreifende Bedeutung. Hinzu kommt, 

dass die Bürgermeister-Spitta-Allee sich ihrer Lage nach als geradlinige Verbindung zwischen der im 

Stadtteil Horn gelegenen Horner Heerstraße und der im Stadtteil Vahr gelegenen Straße „In der 
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Vahr“ darstellt. Auch dieser Gesichtspunkt spricht eher für eine stadtteilübergreifende Verkehrsfunk-

tion. Letztendlich kommt es aber auf eine Gesamtbetrachtung aller Umstände des Einzelfalls an. 

 

Aus einer eventuellen stadtteilübergreifenden Verkehrsbedeutung der Bürgermeister-Spitta-Allee 

würde allerdings noch nicht automatisch folgen, dass jede verkehrslenkende, verkehrsbeschränken-

de oder verkehrsberuhigende Maßnahme an dieser Straße vollständig aus dem Anwendungsbereich 

des § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG herausfällt. Nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG besteht dass Entschei-

dungsrecht des Beirats nicht „wenn“, sondern „soweit“ Maßnahmen stadtteilbezogen sind. Während 

die Konjunktion „wenn“ eine absolute Bedingung (also: entweder vollständig „Ja“ oder vollständig 

„Nein“) formuliert, ist „soweit“ gleichbeutend mit „in dem Maß, wie“ (vgl. Bundesministerium der Jus-

tiz, Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 3. Aufl., Ziff. 89). Das bedeutet, dass eine Maßnahme die ins-

gesamt von stadtteilübergreifender Bedeutung ist, dennoch „in dem Maß“ einem Entscheidungsrecht 

des Beirats unterliegen kann, wie bestimmte abgrenzbare Teile von ihr stadtteilbezogen sind. Es trifft 

daher zu, wenn es in der Richtlinie zu § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG heißt, dass auch im stadtteilüber-

greifenden Straßen- und Wegenetz Maßnahmen mit Stadtteilbezug realisiert werden können. Dabei 

dürfte insbesondere zwischen den verschiedenen Teilanlagen der Straße, die betroffen sind, zu un-

terscheiden sein: Auf Gehwegen findet zum Beispiel auch an größeren Straßen häufig ein rein stadt-

teilinterner (Fußgänger-)Verkehr statt, während an derselben Straße auf der Fahrbahn überwiegend 

stadtteilübergreifender (KfZ-)Verkehr stattfindet. Hier könnte dann der Maßnahmenteil, der auf den 

Gehweg bezogen ist, dem Entscheidungsrecht des Beirats unterliegen, während der auf die Fahr-

bahn bezogene Maßnahmenteil dem Entscheidungsrecht entzogen ist – immer unter der Prämisse, 

dass diese Maßnahmenteile im konkreten Fall ihrer Art nach sinnvollerweise voneinander getrennt 

betrachtet und gegebenenfalls auch ausgeführt werden können. Sofern eine solche getrennte Be-

trachtung einzelner Maßnahmenteile nicht möglich ist, liegt es nahe, dass die stadtteilübergreifende 

Bedeutung der Straße die stadtteilübergreifende Bedeutung einer an ihr durchgeführten Maßnahme 

insgesamt indiziert. Auch hier kommt es aber letztlich darauf an, wie sich die verkehrlichen Auswir-

kungen der Maßnahme bei einer Gesamtbetrachtung aller Umstände des konkreten Einzelfalls dar-

stellen. 

 

Legt man diese Maßstäbe zugrunde, spricht einiges dafür, dass ein Rückbau der Fahrbahn einer 

Straße, die überwiegend zur Aufnahme von stadtteilübergreifendem (KfZ-)Verkehr bestimmt ist, 

nicht „stadtteilbezogen“ ist und daher zumindest dieser Teil der Gesamtmaßnahme nicht unter § 10 

Abs. 1 Nr. 3 BeirOG fällt. Dies schließt es nicht aus, dass dem Beirat ein Entscheidungsrecht nach 

dieser Vorschrift bezüglich anderer, abgetrennt ausführbarer Teile der Maßnahme (etwa hinsichtlich 

von Gehwegen) zustehen kann. Nicht gefolgt werden kann allerdings dem Argument aus dem Bei-

ratsbeschluss vom 27. April 2017, wonach die Fahrbahnverengung deswegen stadtteilbezogen sei, 

weil sie die Durchlässigkeit der Bürgermeister-Spitta-Alle für Verkehre (insbesondere den ÖPNV) 
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eher verschlechtere als verbessere. Ob die Maßnahme den stadtteilübergreifenden Verkehr erleich-

tert oder behindert ist im Rahmen von § 10 Abs. 3 Nr. 1 BeirOG irrelevant; es reicht aus, dass sie 

den stadtteilübergreifenden Verkehr betrifft – egal ob positiv oder negativ. 

 

4.) Welchen Einschränkungen aus höherrangigem Recht unterläge ein Entscheidungsrecht des Bei-

rats aus § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG über einen stadtteilbezogenen Rückbau einer Straße von zwei 

Fahrspuren je Richtung auf eine Fahrspur je Richtung? 

 

Nach dem Wortlaut des § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG scheint es so, als stünde den Beiräten in Bezug 

auf die dort genannten Maßnahmen das Alleinentscheidungsrecht zu. Dies kann aber natürlich nur 

gelten, wenn und soweit höherrangiges Recht (also: Landesrecht, Bundesrecht, EU-Recht) die Ent-

scheidungskompetenz nicht (zumindest auch) einer anderen Stelle zuweist. Dies stellt auch § 5 Abs. 

4 Satz 1 BeirOG noch einmal ausdrücklich klar.  

 

Es sind daher folgende Konstellationen denkbar:  

 

- Höherrangiges Recht sieht keine Zuständigkeit einer anderen Stelle vor. Dann steht den Beiräten 

in der Tat ein Alleinentscheidungsrecht zu. 

 

- Höherrangiges Recht sieht die Zuständigkeit einer anderen Stelle vor, lässt aber Raum für eine 

Mitentscheidungsbefugnis kommunaler Organe. Dann wird aus dem in § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG 

vorgesehenen Alleinentscheidungsrecht der Beiräte letztlich ein Mitentscheidungsrecht, ähnlich dem 

in § 10 Abs. 2 BeirOG vorgesehenen. Dieser Fall wird in der Richtlinie zu § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG 

am Beispiel von § 45 Abs. 1 b S. 2 und Abs. 1c StVO ausführlich erörtert. 

 

- Höherrangiges Recht sieht eine alleinige und ausschließliche Zuständigkeit einer anderen Stelle 

vor, ohne Raum für eine Mitwirkung kommunaler Organe zu lassen. In diesem Fall bestünde für die 

Beiräte entgegen § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG keinerlei Entscheidungs- oder Mitentscheidungsbefugnis. 

 

Höherrangige Zuständigkeiten anderer Stellen können sich außer aus der StVO (Bundesrecht) im 

Grundsatz auch aus dem BremLStrG (Landesrecht) ergeben. Die mit dem Bau und der Unterhaltung 

von Straßen zusammenhängenden Aufgaben obliegen dem Träger der Straßenbaulast (vgl. § 10 

BremLStrG). Träger der Straßenbaulast für die Straßen der Kategorien A, B und C sind im Land 

Bremen die beiden Gemeinden (vgl. § 11 Abs. 1 BremLStrG). Daher besteht grundsätzlich Spiel-

raum für ortsgesetzliche Regelungen darüber, welche Stelle innerhalb der jeweiligen Gemeinde über 

welche mit der Straßenbaulast zusammenhängenden Maßnahmen entscheidet. Allerdings bestimmt 

§ 46 Abs. 3 Nr. 1 BremLStrG für die Stadtgemeinde Bremen das Amt für Straßen und Verkehr zur 
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Straßenbaubehörde. Diese Zuständigkeitsregelung dürfte jedoch ein ortsgesetzlich verankertes Mit-

entscheidungsrecht anderer kommunaler Entscheidungsträger – hier: der Beiräte – über Baumaß-

nahmen an Straßen zumindest nicht generell ausschließen. Denn die landesgesetzliche Bestim-

mung konkreter Behördenzuständigkeiten innerhalb der Gemeindeverwaltung sollte angesichts der 

inneren Organisationshoheit der Gemeinden (vgl. dazu Bovenschulte, in: Fischer-Lescano u.a., 

Kommentar zur BremLVerf (2016), Art. 144 Rn. 20) nicht zu extensiv ausgelegt werden. Anders 

könnte es unter besonderen Umständen sein, z.B. wenn eine vom Beirat abgelehnte Straßenbau-

maßnahme rechtlich zwingend geboten ist (z.B. zur Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht). Inwie-

weit den Beiräten darüber hinaus sogar ein Alleinentscheidungsrecht hinsichtlich von Baumaßnah-

men an Straßen zustehen kann, muss vorliegend nicht diskutiert werden. Denn es geht dem Beirat 

hier nicht darum, eine Straßenbaumaßnahme zu beschließen, sondern darum, sie zu verhindern. 

 

Neben der StVO und dem BremLStrG können ferner auch haushaltsrechtliche Vorschriften, insbe-

sondere die LHO, zu beachten sein. Diesbezügliche Fragen ergeben sich aus den von Ihnen über-

sandten Unterlagen aber nicht. 

 

Zusammenfassung: 

Für die Frage, ob dem Beirat Schwachhausen in Bezug auf den Rückbau der Bürgermeister-Spitta-

Allee auf je eine Spur pro Fahrtrichtung zwischen August-Bebel-Allee und Schwachhauser Heer-

straße ein Entscheidungsrecht nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG zusteht, sind die folgenden rechtli-

chen Grundsätze bedeutsam: 

 

◦ Der Rückbau einer Straße von zwei Fahrspuren auf eine Fahrspur pro Richtung ist eine 

verkehrsbeschränkende bzw. verkehrsberuhigende Maßnahme. 

 

◦ Ein solcher Rückbau der Fahrbahn ist stadtteilbezogen, wenn die betroffene Straße über-

wiegend zur Aufnahme von stadtteilbezogenem Verkehr (d.h. Verkehr, der im Stadtteil be-

ginnt und/ oder endet) bestimmt ist. Er ist nicht stadtteilbezogen, wenn die betroffene Straße 

überwiegend zur Aufnahme von stadtteilübergreifendem Verkehr (d.h. Verkehr, der außer-

halb des Stadtteils beginnt, durch den Stadtteil hindurchführt und außerhalb des Stadtteils 

endet) bestimmt ist. 

 

◦ Ein stadtteilübergreifender Charakter eines Fahrbahnrückbaus schließt es nicht aus, dass 

andere Teile der Gesamtmaßnahme – insbesondere Baumaßnahmen an den anderen Teil-

anlagen der Straße (z.B. den Gehwegen) - stadtteilbezogen sind. Dies ist der Fall, wenn und 

soweit diese Teile der Gesamtmaßnahme keine Auswirkungen auf den stadtteilübergreifen-
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den Verkehr haben und getrennt von den anderen Maßnahmeteilen betrachtet werden kön-

nen. 

 

◦ Beschränkungen des Alleinentscheidungsrechts der Beiräte können sich außer aus der 

StVO auch aus dem Landesstraßengesetz und dem Haushaltsrecht ergeben. Diese Frage 

spielt aber eine geringere Rolle, wenn es darum geht, ob der Beirat eine Baumaßnahme ver-

hindern kann, als wenn es darum ginge, ob er selbst eine Baumaßnahme beschließen kann. 

Der Ausschluss selbst eines bloßen Vetorechts des Beirats könnte allerdings in Fällen in Be-

tracht kommen, in denen die Durchführung der Baumaßnahme durch höherrangiges Recht 

zwingend vorgeschrieben ist. 

 

Eine Entscheidung darüber, ob an diesen Maßstäben gemessen die Rechte des Beirats Schwach-

hausen aus § 10 Abs. 1 Nr. 3 BeirOG im konkreten Fall der Sanierung der Bürgermeister-Spitta-

Allee verletzt worden sind, steht mir nicht zu. Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden, ist Aufgabe der 

Gerichte (vgl. Art. 92 GG). Aufgabe des Senators für Justiz und Verfassung ist es nach § 7 Abs. 4 

BeirOG, die Beiräte über die Rechtslage in Bezug auf ihre Aufgaben und Rechte zu beraten. Nach 

der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts der Freien Hansestadt Bremen haben die Beiräte 

die Möglichkeit, eine verwaltungsgerichtliche Feststellungsklage zu erheben, wenn sie festgestellt 

haben wollen, ob Stellen der Stadtgemeinde Bremen in einem konkreten Fall kommunale Mitwir-

kungsrechte nach dem BeirOG verletzt haben (OVG Bremen, Urteil vom 29. August 1995 – 1 BA 

6/95 -, zit. nach juris Rn. 28 – 34). Diese Möglichkeit steht auch hier dem Beirat Schwachhausen of-

fen. Ergänzend möchte ich noch auf das in § 5 Abs. 4 Satz 2 BeirOG vorgesehene Vermittlungsver-

fahren bei der Senatskanzlei hinweisen. 

 

Ich hoffe, Ihnen mit diesen Ausführungen weitergeholfen zu haben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Gez. Dr. Maierhöfer 

Irmgard.Feldmann
Rechteck


